
Aktualisierte Fassung mit Beschluss der Mitgliederversammlung am 27.01.2024

Satzung des Vereins netzwerk n e.V.
§ 1 Name, Sitz, Gescha ̈ftsjahr
1. Der Verein fu ̈hrt den Namen "netzwerk n e.V."2. Er hat seinen Sitz in Berlin und ist im Vereinsregister eingetragen (VR 162735).3. Das Gescha ̈ftsjahr ist das Kalenderjahr.
§ 2 Ziele und Aufgaben des Vereins
1. Das Netzwerk hat das Ziel, von verschiedenen Seiten Einfluss auf die nachhaltige Entwicklungder Hochschullandschaft und daru ̈ber hinaus auszuu ̈ben. Durch die Organisation einer breitenEinflussnahme z.B. u ̈ber bundesweite, o ̈ffentlichkeitswirksame Aktionen, Konferenzen, dieVersendung von Positionspapieren an alle Hochschulrektorate und den Dialog mit politischenEntscheidungsträger*innen vor Ort wird das Thema der Nachhaltigkeit im Hochschulsektor angroße Bevo ̈lkerungsschichten herangetragen.
2. Der Verein erreicht seine Ziele insbesondere durch:a. o ̈ffentliche Veranstaltungenb. Information von Initiativen und Netzwerkenc. Vero ̈ffentlichung von Materialen.d. Ausbildung von Multiplikator*innen
§ 3 Steuerbegu ̈nstigung
1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnu ̈tzige, mildta ̈tige und kirchlicheZwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegu ̈nstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. Der Verein istselbstlos ta ̈tig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.
2. Mittel des Vereins du ̈rfen nur fu ̈r die satzungsma ̈ßigen Zwecke verwendet werden. DieMitglieder erhalten in ihrer Eigenschaft als Mitglied keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.Sie haben bei ihrem Ausscheiden keinerlei Anspru ̈che an das Vereinsvermo ̈gen. Keine Person darfdurch Ausgaben, die den Zwecken des Vereins fremd sind, oder durch unverha ̈ltnisma ̈ßig hoheVergu ̈tungen begu ̈nstigt werden.
§ 4 Mitgliedschaft
1. Mitglieder ko ̈nnen alle natu ̈rlichen und juristischen Personen werden, die die Ziele des Vereinsunterstu ̈tzen.
Zwei Formen der Mitgliedschaft sind mo ̈glich:
(1.1) ordentliches Mitglied mit Stimmrecht und Rederecht(1.2) fo ̈rderndes Mitglied ohne Stimmrecht, aber mit Rederecht.
Die Mitglieder sind zur Einhaltung der Beitragsordnung gem. § 5 verpflichtet.



2. Die Mitgliedschaft wird erworben durch eine schriftliche Beitrittserkla ̈rung an denVorstand. Die Mitgliedschaft wird durch den Vorstand besta ̈tigt. Bei Ablehnung derMitgliedschaft durch den Vorstand entscheidet die Mitgliederversammlung.
3. Der Austritt eines Mitgliedes erfolgt durch schriftliche Erkla ̈rung gegenu ̈ber dem Vorstandund ist mit einer Frist von drei Monaten zum Schluss des Gescha ̈ftsjahres mo ̈glich.
4. Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstandes ausgeschlossen werden, wenn es denVereinszielen zuwider handelt oder seinen Verpflichtungen gegenu ̈ber dem Verein nichtnachkommt. Gegen den Beschluss kann das Mitglied die Mitgliederversammlung anrufen.Diese entscheidet endgu ̈ltig. Das Mitglied ist zu der Versammlung einzuladen undanzuho ̈ren.
§ 5 Rechte und Pflichten der Mitglieder
1. Die Mitgliederversammlung erla ̈sst eine Beitragsordnung, die die Ho ̈he der ja ̈hrlich zuzahlenden Beitra ̈ge regelt.
§ 6 Organe des Vereins
Die Organe des Vereins sind:a. Mitgliederversammlungb. Vorstand
§ 7 Mitgliederversammlung
1. Oberstes Organ ist die Mitgliederversammlung. Sie wird in der Regel von einemVorstandsmitglied geleitet.
2. Die Mitgliederversammlung stellt die Richtlinien fu ̈r die Arbeit des Vereins auf undentscheidet Fragen von grundsa ̈tzlicher Bedeutung. Zu den Aufgaben derMitgliederversammlung geho ̈ren insbesondere:a. Wahl und Abwahl des Vorstandesb. Beratung u ̈ber den Stand und die Planung der Arbeitc. Genehmigung des vom Vorstand vorgelegten Wirtschafts- und Investitionsplansd. Beschlussfassung u ̈ber den Jahresabschlussf. Entgegennahme des Gescha ̈ftsberichtes des Vorstandesg. Beschlussfassung u ̈ber die Entlastung des Vorstandesh. Erlass der Beitragsordnung, die nicht Bestandteil der Satzung isti. Erlass einer Gescha ̈ftsordnung fu ̈r den Vorstandj. Beschlussfassung u ̈ber die U ̈bernahme neuer Aufgaben oder den Ru ̈ckzug aus Aufgabenseitens des Vereinsk. Beschlussfassung u ̈ber A ̈nderungen der Satzung und die Auflo ̈sung des Vereins.
Zur Mitgliederversammlung wird von einem Vorstandsmitglied unter Angabe der vorla ̈ufigenTagesordnung mindestens zwei Wochen vorher schriftlich eingeladen. Sie tagt so oft eserforderlich ist, in der Regel einmal im Jahr.



3. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung kann nach BGB einberufen werden. Siemuss längstens fünf Wochen nach Eingang des Antrags auf schriftliche Berufung tagen.
4. Die Mitgliederversammlung ist beschlussfa ̈hig, wenn mindestens zehn ordentlicheMitglieder, die nicht Teil des Vorstands sind, anwesend sind. Die Beschlu ̈sse derMitgliederversammlung werden mit Stimmenmehrheit gefasst. Ist eine Konsensbildung nichtmo ̈glich, erfolgt die Beschlußfassung durch Stimmabgabe. Es entscheidet die einfacheMehrheit der erschienenen ordentlichen Mitglieder. Zu den ordentlichen undaußerordentlichen Mitgliederversammlungen sind Freunde und Interessenten willkommenund zugelassen.
5. U ̈ber die Beschlu ̈sse und, soweit zum Versta ̈ndnis u ̈ber deren Zustandekommenerforderlich, auch u ̈ber den wesentlichen Verlauf der Verhandlung, ist eine Niederschriftanzufertigen. Sie wird von der versammlungsleitenden Person und der protokollfu ̈hrendenPerson unterschrieben.
§ 8 Vorstand
1. Der Vorstand besteht aus bis zu sieben Mitgliedern, inklusive dem*der Schatzmeister*in.Sie bilden den Vorstand im Sinne von § 26 BGB. Die Vorstandsmitglieder üben ihreTätigkeiten grundsätzlich im Ehrenamt aus. Sie haben Anspruch auf Auslagenersatz. DieMitgliederversammlung kann abweichend beschließen, dass der Vorstand oder einzelneVorstandsmitglieder für die Erledigung von Vereinsaufgaben eine jährlicheAufwandsentschädigung in maximaler Höhe der Ehrenamtspauschale gem. § 3 Nr. 26aEinkommensteuergesetz (EStG) erhalten.
2. Zur rechtsverbindlichen Vertretung genu ̈gt die Zeichnung durch ein Mitglied desVorstandes.
3. Die Amtszeit der Vorstandsmitglieder betra ̈gt 1 Jahr. Sie bleiben bis zur Bestellung desneuen Vorstandes im Amt.
4. Der Vorstand soll in der Regel monatlich tagen.
5. Die Beschlu ̈sse des Vorstands sind schriftlich zu protokollieren und den Vereinsmitgliedernmitzuteilen.
6. Der Vorstand kann für die Geschäfte der laufenden Verwaltung des Vereins bis zu zweiBesondere Vertreter*innen bestellen, die gemäß § 30 BGB den Vorstand für definierteRechtsgeschäfte vertreten können. Der Vorstand gibt den Besonderen Vertreter*innen eineGeschäftsordnung, in der insbesondere die zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäftedargelegt sind.
7. Scheidet ein Vorstandsmitglied vor Ablauf der Amtszeit aus, können die verbliebenenVorstandsmitglieder aus dem Kreis der Vereinsmitglieder bis zur nächstenMitgliederversammlung ein Ersatzmitglied in den Vorstand kooptieren. Der Beschluss musseinstimmig gefasst werden. Maximal dürfen zwei Vorstandsmitglieder kooptiert werden.



§ 9 Satzungsa ̈nderungen und Auflo ̈sung
1. U ̈ber Satzungsa ̈nderungen, die A ̈nderung des Vereinszwecks und die Auflo ̈sungentscheidet die Mitgliederversammlung. Vorschla ̈ge zu Satzungsa ̈nderungen,Zwecka ̈nderungen und zur Auflo ̈sung sind den stimmberechtigten Mitgliedern bis spa ̈testenseinen Monat vor der Sitzung der Mitgliederversammlung zuzuleiten. Fu ̈r dieBeschlussfassung ist eine Mehrheit von zwei Drittel der anwesenden Stimmberechtigtenerforderlich.
2. A ̈nderungen oder Erga ̈nzungen der Satzung, die von der zusta ̈ndigen Registerbeho ̈rdeoder vom Finanzamt vorgeschrieben werden, werden vom Vorstand umgesetzt undbedu ̈rfen keiner Beschlussfassung durch die Mitgliederversammlung. Sie sind denMitgliedern spa ̈testens mit der na ̈chsten Einladung zur Mitgliederversammlung mitzuteilen.
3. Bei Auflösung, bei Entziehung der Rechtsfähigkeit des Vereins oder bei Wegfall dersteuerbegünstigten Zwecke fällt das gesamte Vermögen zu gleichen Teilen an die „Jugend imBund für Umwelt und Naturschutz e.V.“ und den „freier zusammenschluss vonstudent*innenschaften e.V.“., und zwar mit der Auflage, es entsprechend seinen bisherigenZielen und Aufgaben ausschließlich und unmittelbar gemäß § 2 zu verwenden.


